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Mitteilung nach § 5 UVPG bei Unterbleiben 
der Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
 

Die Firma KLEIBERIT SE & Co. KG, im Folgenden KLEIBERIT genannt, betreibt in Weingar-

ten ein Werk zur Herstellung von Klebemitteln. Das Werk befindet sich in einem ausgewiese-

nen Industriegebiet. Neben Produktionsgebäuden und Rohstofflägern, gehören ein Verwal-

tungs- und Laborgebäude, eine Heizzentrale und eine Abwasserbehandlungsanlage zum Ge-

samtwerk. 

Die Firma KLEIBERIT beantragt mit Antrag vom 12.09.2023 verschiedene Änderungen in ihrer 

Anlage zur Herstellung von Klebemitteln. 

Die Hauptänderung betrifft die Erhöhung der Produktionskapazität auf insgesamt 17.000 t/a 

(davon 10.000 t/a (bisher 7.500 t/a) für die chemische Umsetzung und 7.000 t/a (bisher 

5.000 t/a) für die Herstellung von Produkten durch physikalische Verfahren). Weiterhin bean-

tragt die KLEIBERIT die Installation und Inbetriebnahme zweier redundanter Anlagen zur Ent-

fernung von Lösungsmitteln aus der Reaktorabluft (Cryosolv-Anlagen) sowie die Installation 

eines neuen Staubfilters. Zusätzlich ist der Austausch eines Produktionsbehälters durch einen 

größeren Behälter sowie die Verwendung zweier zuvor anderweitig genutzter Behälter zur 

chemischen Synthese vorgesehen. Sonstige Beantragte Änderungen dienen der Optimierung 

der Produktionsprozesse und der Aktualisierung des Genehmigungsstandes. 

 

Für dieses Vorhaben war eine Vorprüfung nach §§ 6 bis 14 UVPG in Verbindung mit Anlage 3 

des UVPG durchzuführen. Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte 

Vorhaben keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Das Vorhaben kann nach 

Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der 

Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 

haben, die nach § 25 UVPG zu berücksichtigen wären. 

Die geplanten Änderungen werden alle in bestehenden Gebäuden durchgeführt, es werden 

keine zusätzlichen Lagerflächen, Tanks oder Reaktoren errichtet. Bauliche Maßnahmen wur-

den nicht beantragt. Die Erhöhung der Produktionskapazität wird durch die höhere Auslastung 

der Anlagen erreicht. Hierbei entstehen geringfügig höhere Emissionen an einzelnen Emissi-

onsquellen. Der Einbau der neuen Cryosolv-Anlagen und des Staubfilters gleicht dieses Mehr 

an Emissionen jedoch wieder aus. 

 



 

 

Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG. 

 

 

Karlsruhe, den 04.03.2025 

Regierungspräsidium Karlsruhe 

Abteilung Umwelt 
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